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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Nach 17 Jahren Vorarbeit legte der Tessiner Staatsrat Ende Dezember den Entwurf für
eine neue Kantonsverfassung vor, die vierte seit Bestehen des Kantons. Die heute
gültige Verfassung ist seit 1830 in Kraft und damit die älteste der Schweiz. Die neue
Konstitution bestätigt und ergänzt die anerkannten Menschen- und Sozialrechte.
Neuerungen sind im Bereich der Volksrechte, der Wahl der politischen Instanzen sowie
des Kirchenwesens vorgesehen, wobei der Regierungsrat für die umstrittensten
Themen Varianten vorschlägt. So sieht der Entwurf keine eindeutige Regelung der
generellen Einführung des Majorz- oder Proporzwahlrechts, der politischen und
finanziellen Stellung der Kirchen, der Frage des Amtszwangs sowie der Einführung des
aktiven kommunalen Stimm- und Wahlrechts für die ausländische Mitbevölkerung vor.
Geplant ist dagegen eine Neuregelung des Wahlrechts der Ständeräte, deren einer vom
Regierungsrat ernannt werden soll, und der Unvereinbarkeit zwischen kantonalen und
eidgenössischen politischen Ämtern, weiter die Verdoppelung der nötigen Zahl der
Unterschriften für Initiativen und Referenden, die Einführung des Finanzreferendums,
die Möglichkeit, neben der Regierung auch das Parlament sowie die
Gemeindebehörden abzuberufen und die Einreichung einer Gesetzesinitiative durch
ein Viertel (62) der Gemeinden. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.12.1994
DIRK STROHMANN

Nationale Identität

Um die Bedeutung der aktuellen Nationalhymne zu unterstreichen, lancierte die
nationalkonservative Rechte in einigen Kantonen Vorstösse mit dem Ziel, das Erlernen
des Schweizer Psalms zum schulischen Pflichtstoff zu erklären. Dies war der SVP im
Kanton Aargau bereits 2008 und der Lega im Tessin 2013 gelungen. Eine Grundlage
fanden die Unterstützer dieser Forderung im Lehrplan21, in dem als musikalische
Kompetenz die singende Interpretation von Liedern aus unterschiedlichen Kulturen
gefordert wird. Verschiedene Bildungsdirektoren kündigten Mitte Juni in der
Sonntagspresse an, diesen Passus mit einem Obligatorium für das Beherrschen der
Nationalhymne umsetzen zu wollen. Ebenfalls im Juni nahm das Kantonsparlament im
Kanton Wallis einen auch vom Bildungsdirektor Oskar Freysinger (svp) unterstützten
Vorstoss der SVP an, der das Erlernen der Nationalhymne zur Schulpflicht erklären will.
Auch im Kanton Zürich wurde Ende September eine entsprechende, von der EDU und
der SVP gestützte Motion eingereicht. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.06.2015
MARC BÜHLMANN

Im Schatten der eidgenössischen Abstimmung zur Reform der Altersvorsorge 2020
führte das Tessin als erster Kanton in der Schweiz das Schulfach Politische Bildung
ein. 63.4 Prozent der Stimmenden sagten Ja zum Schulfach «civica», mit welchem die
Mittel- und Oberstufenschülerinnen und -schüler künftig während mindestens zwei
Stunden pro Monat in Themen wie politische Institutionen der Schweiz oder Rechte
und Pflichten der Schweizer Bürgerinnen und Bürgern unterrichtet werden sollen. Mit
der vom Tessiner Stimmvolk angenommenen Vorlage soll der Staatskundeunterricht
auch in die postobligatorischen Tessiner Schulen Einzug halten, allerdings soll dort das
Fach nicht separat unterrichtet, sondern in bestehende Fächer integriert werden. Auf
Bundesebene hatte Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) bereits im Frühjahr 2017 vom
Bundesrat eine umfassende Strategie zur Förderung der politischen Bildung der
Bevölkerung gefordert. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.09.2017
SAMUEL BERNET

Der Tessiner Kantonsrat Tiziano Galeazzi (TI, svp) reichte im Juli 2018 im Tessiner
Parlament eine Anfrage ein, in welchem er das kantonale Bildungsdepartement DECS
darum bat, zu überprüfen, ob die Schulkinder den Schweizerpsalm singen können –
denn in Tessiner Schulen gehört die Nationalhymne seit 2013 zum Pflichtstoff. Die im
Oktober veröffentlichte Antwort des DECS lautete, es sei die Pflicht der Lehrerinnen
und Lehrer, diesen Stoff im Lehrplan zu berücksichtigen und die Überprüfung von
Bildungseinrichtungen gehöre zu den üblichen Massnahmen der zuständigen
Schulinspektoren.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Diese Antwort war für Galeazzi nicht zufriedenstellend, worauf er in einer privat auf
Facebook durchgeführten Umfrage herausgefunden habe, dass «längst nicht alle Kinder
mit den patriotischen Klängen vertraut» seien, wie die Aargauer Zeitung im Januar 2019
darüber berichtete. Regierungsrat und Vorsitzender des DECS Manuele Bertoli (TI, sp),
hatte deshalb in der Folge «Schulinspektoren, Schulleiter und andere Zuständige»
darauf hingewiesen, im laufenden Schuljahr zu überprüfen, wie es um die
Gesangsfähigkeiten der Schülerinnen und Schüler stehe und allfälligen Nachholbedarf
zu decken.
Auch in den Kantonen Genf und Aargau kennt man ein «Hymnenobligatorium» und im
Wallis konnten nach einem Vorstoss 2015 Lehrer zumindest «ermutigt werden», die
Hymne an der Primarschule zu unterrichten; ähnliche Ideen in den Kantonen Solothurn
und Zürich sind in der Vergangenheit abgelehnt worden. 4

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Das Anliegen der Einführung des Wahl- und Stimmrechts für niedergelassene
Ausländer konnte auch im Berichtsjahr keinen Durchbruch verzeichnen. In Genf
empfahl das Parlament zwei Volksinitiativen für die Einführung des integralen resp.
lediglich des aktiven Stimm- und Wahlrechts zur Ablehnung. Die beiden Begehren
wurden vom Volk am 6. Juni resp. am 28. November mit jeweils 71 Prozent Nein-
Stimmen abgelehnt. Im Kanton Bern beantragte die Regierung immerhin, der 1992
eingereichten Volksinitiative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen, der die
fakultative Einführung auf Gemeindeebene erlaubt. Sie entsprach damit einer vom
Parlament im Rahmen der Totalrevision der Verfassung überwiesenen Motion. Im
Kanton Zürich folgte das Volk der Empfehlung von Regierung und Parlament und lehnte
eine Volksinitiative für das fakultative kommunale Ausländerstimmrecht mit 74 Prozent
Nein-Stimmen deutlich ab. In Basel-Stadt sprachen sich Regierung und Parlament
gegen eine Volksinitiative für das kantonale Ausländerstimmrecht aus. Neue
Volksinitiativen für das Ausländerstimmrecht auf kantonaler Ebene resp. für die
fakultative gemeindeweise Einführung wurden im Berichtsjahr in den Kantonen
Freiburg und Aargau eingereicht. Die im Tessin im Vorjahr lancierte Initiative erreichte
die erforderliche Unterschriftenzahl nicht. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Da sich der Kanton Tessin in verschiedenen Fragen (Bahn 2030, Gotthardsanierung)
stiefmütterlich behandelt fühlt, hat sich der Regierungsrat des Südkantons
entschieden, einen Gesandten nach Bern zu schicken, der direkt dem
Regierungspräsidenten unterstellt sein und dort die Interessen des Tessins einbringen
soll. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.06.2010
MARC BÜHLMANN

Da sich der Kanton Tessin in verschiedenen Fragen unzulänglich behandelt fühlte,
schickte der Regierungsrat des Südkantons 2010 einen Gesandten nach Bern um damit
die Stellung nördlich des Gotthards zu stärken. Anfang März 2011 trat der erste
Gesandte, Jörg De Bernardi sein vorerst auf zwei Jahre befristetes Amt an.

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.03.2011
DEBORA SCHERRER

Die Kantone versuchten vermehrt, Einfluss auf die nationale Politik zu nehmen. Auf der
einen Seite wurden im Berichtjahr 26 Standesinitiativen eingereicht, auf der anderen
Seite hatte das Parlament noch Ende 2011 beschlossen, jedem Kanton einen
Lobbyistenpass für einen Interessenvertreter zuzusprechen. Die Kantone Genf, Jura,
Wallis, Tessin und Basel-Stadt machten rasch davon Gebrauch und schufen eine
entsprechende Stelle. Verschiedene Kantone überdachten in der Folge ihre Strategie
der Einflussnahme auf Bundesebene. Die Beantwortung von Vernehmlassungen oder
die mehr oder weniger regelmässigen und institutionalisierten Austauschgespräche mit
den Kantonsvertretern im nationalen Parlament wurden vielerorts als zu wenig effizient
betrachtet. Kritiker bezeichneten die Idee eines Kantonslobbying als unsinnig und
systemwidrig. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.01.2012
MARC BÜHLMANN
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Städte, Regionen, Gemeinden

Die Idee, kleine und mittlere Gemeinden zu fusionieren, hat in den letzten Jahren an
Popularität gewonnen. Mitverantwortlich dafür waren einerseits finanzielle Gründe,
indem es kleinen Gemeinden oft kaum mehr möglich war, die heute an sie gestellten
Anforderungen in Bezug auf Dienstleistungen und Verwaltungstätigkeiten zu erfüllen.
Andererseits erwies es sich aber auch als zunehmend schwieriger, kommunale
politische Ämter zu besetzen. Federführend waren in dieser Bewegung seit einigen
Jahren die Kantone Freiburg und Tessin, welche über besonders viele Klein- und
Kleinstgemeinden verfügen. (Im Tessin zählt die Hälfte der Gemeinden weniger als 500
Einwohner, deren 40 sogar weniger als 100.) In der Deutschschweiz waren
Gemeindefusionen bisher in Luzern am häufigsten. Im Kanton Jura beschloss das
Parlament im Berichtsjahr, fusionswilligen Gemeinden finanzielle Anreize anzubieten.
Im Kanton Bern gab die Regierung einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die
Vernehmlassung. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.10.2004
HANS HIRTER

Im Juli trafen sich die Regierungsvertreter der Kantone Graubünden, Tessin, Uri und
Wallis sowie Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft auf dem Gotthard-Pass,
um die räumliche, wirtschaftliche und touristische Entwicklung des Gotthard-Raumes
zu diskutieren. In fünf Jahren soll das Projekt "Raumentwicklung Gotthard" realisiert
sein, das die Grundlage für die Entwicklung der von Entvölkerung geplagten Gebiete
zwischen Leventina, Urserental, Surselva und Goms bilden soll. Der Bundesrat hatte die
Erarbeitung eines kantonsübergreifenden Entwicklungskonzepts zur Voraussetzung für
allfällige Bundesbeiträge an die NEAT-Haltestelle Porta Alpina in der Surselva gemacht. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.07.2006
HANS HIRTER

Nach dem Vorbild von Lugano, dessen Einwohnerzahl sich im Berichtsjahr mit dem
Beitritt von drei weiteren Agglomerationsgemeinden auf 55'000 erhöht hat, versucht
nun auch die knapp 60'000 Einwohner zählende Stadt Luzern, durch die Vereinigung
mit Vorortsgemeinden ein grösseres politisches Gewicht zu erhalten. Ziel ist es, durch
eine Fusion mit den fünf grössten Agglomerationsgemeinden zusammen auf rund
150'000 Einwohner zu kommen. In einem ersten Schritt stimmten die Bürgerinnen und
Bürger von Luzern und Littau (rund 16'000 Einwohner) einem Zusammenschluss zu, der
anfangs 2010 in Kraft treten wird. Noch nicht soweit ist man in Freiburg. In der
Kantonshauptstadt (rund 35'000 Einwohner) und in vier Agglomerationsgemeinden mit
insgesamt etwa 17'000 Einwohnern wurden im Berichtsjahr kommunale Volksinitiativen
für eine Fusion eingereicht. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt für Statistik noch 2'294 selbständige Gemeinden
aus – im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Für 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:
Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft für den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwährenden Einbezugs der
Bevölkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behörden hätten hier viel gelernt
und der sich selbst verstärkende Prozess der Gemeindezusammenschlüsse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion könne deshalb durchaus auch eine Chance für
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinräumigen
Strukturen, wo das Personal für Gemeindeämter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwölftgrössten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Südkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden – Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenständigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevölkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrösste
Gemeinde im Kanton. 
Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fällen zu versprochenen Kosteneinsparungen führe. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionspläne von der Stimmbevölkerung lahmgelegt.
So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrösste Stadt der Schweiz werden, vier der

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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ursprünglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der fünf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Top5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im März gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlüsse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubünden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyère mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen Bemühungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigenständige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgeführt worden. Ähnliche Pläne verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.
Ein Anfang 2015 von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Veränderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grösser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter. 11

En octobre 2015, 13 des 17 communes concernées ont dit "oui" lors du vote consultatif
du projet de fusion pour une nouvelle Bellinzone. Les communes Sant’Antonino,
Arbedo-Castione, Cadenazzo et Lumino ne souhaitent pas intégrer le nouveau pôle
urbain formé par la ville de Bellinzone et ses communes avoisinantes. L'idée de cette
fusion est apparue en 2012, provenant de la capitale tessinoise et des autorités
communales de Sementina et Giubiasco. Les principaux objectifs sont la relance
économique et sociale de cette région, ainsi que devenir un contrepoids face au Grand
Lugano. L'ouverture du tunnel de base du Gothard devrait favoriser leurs attentes. En
mars 2016, le Grand Conseil tessinois a donné son feu vert à la fusion et a alloué un
crédit de 50 millions de francs. Soutenus par l'Association tessinoise pour l'autonomie
des communes, 81 recours ont été déposés contre la décision du parlement cantonal.
Ils ont été déboutés par le Tribunal fédéral et les autorités de cette nouvelle commune
ont donc pu être élues en avril 2017. Avec le regroupement des populations de Claro,
Moleno, Preonzo, Gnosca, Gorduno, Monte Carasso, Bellinzone, Sementina, Gudo,
Giubiasco, Camorino, Pianezzo et Sant'Antonio, la nouvelle localité compte 42'000
âmes et est la douzième ville de Suisse la plus peuplée. Cette fusion va dans le sens
voulu par le plan cantonal  "Piano cantonale delle aggregazioni", encore en phase de
consultation, visant à réduire le nombre de communes tessinoises à 23 d'ici 2020 au
plus tôt. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 02.04.2017
DIANE PORCELLANA

En 2018, la Suisse comptera 2'222 communes, soit 33 communes en moins qu'en 2017.
Durant l'année écoulée, 46 communes se sont réunies en 13 nouvelles entités. La plus
grande fusion a eu lieu au Tessin, avec la ville de Bellinzone et ses 12 communes
avoisinantes. Dans le nord, quatre autres communes se sont regroupées pour devenir la
"Riviera". A Neuchâtel, la localité intitulée "La Grande-Béroche" rassemble six
anciennes communes. Le canton des Grisons, avec trois nouvelles entités créées suite à
la fusion de sept communes, figure également dans la liste des cantons ayant compté le
plus grand nombre de fusions. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.01.2018
DIANE PORCELLANA
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Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le canton de Genève, suivant en cela celui du Tessin, a décidé d'instaurer un
moratoire de quatre ans sur les peines de prisons des objecteurs de conscience. Les
autorités espèrent ainsi que, durant ce laps de temps, un service civil aura été mis sur
pied par la Confédération. Ainsi, les objecteurs condamnés, voyant l'exécution de leur
peine reportée, pourraient changer de statut et se voir astreint à effectuer un service
civil plutôt qu'un séjour en prison. Des demandes allant dans ce sens ont été faites dans
d'autres cantons, notamment dans celui de Vaud. Le GSsA a, quant à lui, lancé un appel
au refus de servir appuyé par 1300 signatures. Il exige, de plus, une amnistie pour tous
les objecteurs ainsi qu'un service civil en attendant la disparition de l'armée 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.04.1991
SERGE TERRIBILINI

Öffentliche Finanzen

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Für das Jahr 2002 budgetierten die Kantone Ausgaben von 67 Mia Fr., das sind 4% (2,6
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 2,2 Mia und waren
mit 65 Mia Fr. um 1,9% höher als 2002. 11 Kantone erwarteten einen schlechteren
Abschluss als im Vorjahr. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern, Obwalden, Glarus,
Wallis und Genf. Die grössten Defizite sahen die Budgets Zürichs (360 Mio), des Tessin
(227 Mio) und der Waadt (153 Mio) vor.  15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2004 budgetierten die Kantone Ausgaben von 69,7 Mia Fr., das sind 2,2%
(1,5 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,1 Mia und
waren mit 67,3 Mia Fr. um 1,7% höher als 2003. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern,
Luzern, Wallis und Zug. Die grössten Defizite sahen die Budgets der Kantone Tessin (277
Mio), Zürich (204 Mio), Waadt (172 Mio), Schwyz (130 Mio) und Basel-Stadt (108 Mio)
vor. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2005 budgetierten die Kantone Ausgaben von 70,8 Mia Fr., das sind 1,6%
(1,1 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 750 Mio und
waren mit 68,1 Mia Fr. um 1,1% höher als 2004. Mit schwarzen Zahlen rechneten Aargau,
Bern, Obwalden, Solothurn und Wallis. Die grössten Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (483 Mio), Genf (290 Mio), Tessin (262 Mio), Waadt (173 Mio), Basel-Stadt
(118 Mio) und Schwyz (104 Mio) vor. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2007 budgetierten die Kantone Ausgaben von 71,2 Mia Fr., das sind 1,6% (1,1
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,95 Mia und
waren mit 70,35 Mia Fr. um 2,9% höher als 2006. Mit schwarzen Zahlen rechneten
Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, Nidwalden, Obwalden,
Schaffhausen, Solothurn, Uri, Waadt, Wallis und Zug. Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (287 Mio), Genf (191 Mio), Tessin (170 Mio), Neuenburg (43 Mio), Schwyz
(32 Mio), Thurgau (10 Mio), Basel-Land (7 Mio), Jura (6 Mio), St. Gallen (4 Mio), Appenzell
Innerrhoden (2 Mio) und Appenzell Ausserrhoden (0,3 Mio) vor. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Kantone rechnen im Jahr 2008 in der Erfolgsrechnung mit einem Überschuss von
368 Mio Fr. Sowohl der Aufwand als auch der Ertrag verzeichnet mit 7,8% bzw. 9,2%
gegenüber dem Voranschlag 2007 relativ hohe Zuwachsraten. Mit schwarzen Zahlen
rechneten alle Kantone ausser Schwyz (-59 Mio), Nidwalden (-0,2 Mio), Tessin (-174 Mio)
und Neuenburg (-33 Mio). 19
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Für das Jahr 2011 rechneten die Kantone insgesamt mit einem Defizit von 276 Mio Fr.
Dabei budgetieren 12 Kantone schwarze Zahlen mit einem Gesamtüberschuss von rund
384 Mio Fr. Das grösste Plus verzeichnet dabei der Kanton Zürich (+192 Mio Fr.), weiter
weisen die Kantone Bern (+76,5 Mio Fr.), Basel-Stadt (+45,6 Mio Fr.) und Wallis (22,6 Mio
Fr.) grössere Überschüsse aus. Praktisch ausgeglichene Budgets planen die Kantone Uri,
Waadt, Freiburg, Nid- und Obwalden, Solothurn, Thurgau, Schaffhausen und Aargau. Die
grössten Defizite sehen Genf (-175 Mio Fr), Schwyz (-136 Mio Fr.), Tessin (-133 Mio Fr.),
sowie Zug (-39,7 Mio Fr.) vor. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les cantons de Genève, du Tessin et de Zurich ont conclu une alliance afin de forcer
le Conseil fédéral à inscrire leurs projets dans la prochaine convention de prestations
2007-2010 des CFF. A Genève, la réalisation de la liaison ferroviaire Cornavin-Eau-
Vives-Annemasse (CEVA) est en jeu. Au Tessin, c’est la ligne transfrontalière Mendrisio-
Varese, qui reliera la région de Lugano à l’aéroport international de Milan-Malpensa. A
Zurich, la menace pèse sur le prolongement de la gare principale à celle de la
Löwenstrasse. 21

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.09.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Umweltschutz

Naturschutz

Nach sechzehn Jahren Planung scheiterte die Idee eines bis anhin zweiten und
flächenmässig grössten Nationalparks, dem sogenannten Parc Adula, im Gebiet um das
Rheinwaldhorn (it: Adula) im November 2016 an der Urne. Abgestimmt wurde in den 14
Bündner und 3 Tessiner Gemeinden, deren Gebiet teilweise oder ganz dem
Nationalpark angehört hätten. Damit das Projekt hätte realisiert werden können, wäre
die Zustimmung von mindestens 13 dieser 17 Gemeinden notwendig gewesen. Am
Abstimmungssonntag wurde das Vorhaben indes nur von 9 Gemeinden befürwortet und
mit Vals (GR), Lumnieza (GR) und Blenio (TI) gerade von drei Gemeinden am deutlichsten
abgelehnt, deren Gebiete teilweise zur Kernzone des Nationalparks gehört hätten.
Insgesamt hätte sich die Fläche des Nationalparks auf 1250 km2 ausgedehnt; wovon die
Kernzone 145 km2 ausgemacht hätte. Das Abstimmungsergebnis liess vermuten, dass
gerade die «sterile Kernzone im Hochgebirge», wie das Nein-Komitee das Herzstück
des Parks bezeichnet hatte (zit in TA), Ausschlag für ein Nein gegeben hatte. Zweck der
Kernzone eines Nationalparks ist, den Einfluss des Menschen auf die Natur möglichst
gering zu halten. So etwa dürften keine Wanderwege verlassen, keine Pilze und Beeren
gesammelt und keine Motorfahrzeuge gefahren werden. Darüber hinaus ist die
landwirtschaftliche Nutzung stark eingeschränkt und Jagd und Fischerei grundsätzlich
verboten; Ausnahmen sind lediglich zur Verhütung von Wildschäden respektive zum
Schutz der autochthonen Fauna zulässig.

Der Abstimmungskampf hatte sich zu einem heftigen Schlagabtausch zwischen den
Gegnern, die sich vor zunehmender Bürokratie und eingeschränkter Handlungsfreiheit
fürchteten, und den Befürwortern, die davor warnten, dass so eine Chance nie
wiederkehren werde, entwickelt. Zu den kritischen Stimmen hatten etwa neben den
Landwirten auch die Alpinisten und Bergführer gezählt, die beim Zustandekommen des
Nationalparks mit der Halbierung ihrer SAC-Sommerrouten hätten auskommen müssen.
Trotz ihrer insgesamt befürwortenden Haltung hatte auf der anderen Seite auch Pro
Natura das Projekt kritisiert, da dieses zu viele Ausnahmen für verschiedene
Nutzergruppen in der Kernzone zugelassen hätte, womit die ungestörte Entwicklung der
Natur nicht vollends umgesetzt worden wäre.

Nach verlorener Abstimmung setzten die Naturschützer ihre Hoffnung damals noch auf
das letzte noch offene Nationalpark-Projekt, den Parco Nationale del Locarnese. Beide
Projekte waren im Jahr 2000 ins Leben gerufen worden, nachdem Pro Natura einen
Ideenwettbewerb zur Gründung eines zweiten Nationalparks lanciert und im Falle des
Zustandekommens dem Projekt einen Betrag von CHF 1 Mio. versprochen hatte. Vier
weitere in diesem Zusammenhang angedachten Projekte waren bereits zu früheren
Zeitpunkten begraben worden. 22
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Le Parc National du Locarnese ne verra pas le jour. Le projet d'un deuxième parc
national suisse, au côté de celui des Grisons, est tombé à l'eau, puisque six des huit
communes appelées à voter l'ont refusé. Les communes d'Ascona et Bosco Gurin ont
dit oui au projet, contrairement à Brissago, Losone, Centovalli, Ronco sopra Ascona,
Onsernone et Terre di Pedemonte. Le projet prévoyait une étendue protégée de 128
km2, composée d'une zone de protection renforcée où de nombreuses activités
humaines auraient été interdites. L'objectif était de permettre à la nature de s'y
développer librement. Elle aurait été entourée d'une seconde zone, non soumise à des
restrictions, devant assurer sa protection et celle de la nature. Le parc aurait bénéficier
de 52 millions de francs pour valoriser le territoire sur dix ans. Les promoteurs
estimaient des retombées économiques de 200 millions de francs, ainsi que la création
d'une vingtaine d'emplois directs et 200 postes de travail indirects. La campagne fut
très animée. D'après les observateurs, c'est la crainte de la population de perdre la
liberté dont elle jouit, qui explique ce vote. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.06.2018
DIANE PORCELLANA

Naturgefahren

Durant la semaine du lundi 9 au samedi 14 octobre, il a plu 395 litres/m2 au Simplon
alors qu'en temps normal la moyenne mensuelle est de 239/m2. Combinés à la fonte
des neiges et une limite des chutes de neige qui s'est élevée, le Valais, le Tessin ainsi
que le Val d'Aoste ont été les victimes d'un véritable déluge. Le Rhône a atteint des
débits records de 1400m3/seconde, soit plus du double d'une crue normale. La
situation la plus critique a été en Valais: une coulée de boue a dévasté le village de
Gondo (12 morts), un éboulement a touché Neubrück (3 morts), le village de
Baltschieder a été éventré, éboulement à Fully, inondations et évacuations à Martigny (1
mort), à La Sage, Klapetran, Chippis, dans le Valais central et au Chablais. Au Tessin, le
Lac Majeur est monté de quatre mètres au-dessus de son niveau normal, inondant les
régions de Locarno, d'Ascona et de Gambarogno. Pour faire face au désastre, l'armée et
la protection civile ont été appelé à la rescousse. Le canton du Valais a estimé les
dégâts causés au patrimoine public valaisan à 343,4 millions de francs: feu 12,5 millions,
cours d'eau 177,8, protection des eaux 17,9, forêts 20, infrastructure agricoles 19,9,
bâtiments publics 17,5, routes principales suisses 9,4, routes nationales 47,8, dégâts aux
autres routes 20,2. Les dégâts causés chez les privés étaient évalué à 140 millions. En
décembre, le Conseil fédéral a débloqué 150 millions pour les cantons du Valais, du
Tessin et de Vaud afin de réparer les dégâts causés par les intempéries. Ces derniers
se montaient à 670 millions de francs; 310 concernant les biens du domaine public et
360 millions pour particuliers. Ainsi la Confédération prendra en charge la moitié des
frais de remise en état, et les assurances couvrant ceux des particuliers. Le Valais
recevra la plus grosse part de la manne fédérale; au Tessin, les dommages publics de 10
millions de francs sont relativement minimes par rapport à ceux du privé (160
millions). 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.11.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Abfälle

Als zweitletzter Kanton der Schweiz beschloss das Tessin an der Volksabstimmung vom
21. Mai 2017 die flächendeckende Einführung der Kehrichtsackgebühr. Eine
entsprechende Änderung des Ausführungsgesetzes zum Bundesgesetz über den
Umweltschutz, die im November 2016 durch Unterstützung der Grünen,
Sozialdemokraten und Freisinnigen vom Parlament beschlossen worden war, gelangte
zur Abstimmung, weil die Lega gegen den Beschluss erfolgreich das Referendum
ergriffen hatte.  Vor dem Beschluss hatten lediglich 59 der 130 Tessiner Gemeinden
eine entsprechende Gebühr gekannt; auch die Städte Locarno und Lugano hatten bis zu
diesem Zeitpunkt keine Gebühr erhoben. Für die Lega führte dies zur Situation, dass
die Partei eine Vorlage bekämpfte, für die einer ihrer Regierungsvertreter, der
Umweltminister Claudio Zali prominent einstand. Unterstützung erhielt die Gebühr
auch von einer Allianz aus Bürgermeistern der fünf grössten Gemeinden – Lugano,
Bellinzona, Locarno, Chiasso und Mendrisio –, worunter sich mit Marco Borradori
ebenfalls ein Vertreter der Lega befand. Gemäss Angaben der NZZ hatte auch ungefähr
die Hälfte der Lega-Vertreter im Kantonsparlament der Kehrichtsackgebühr positiv
gegenüber gestanden. In den Medien wurde dieser Umstand als Ausdruck der
Zerrissenheit innerhalb der Lega interpretiert, wobei ein «pragmatischer, politisch
korrekter Magistraten-Flügel» (NZZ) einem radikaleren Flügel gegenüberstehe, der
«Lega pura e dura» (Corriere del Ticino), die das Erbe des 2013 verstorbenen Lega-
Gründers Giuliano Bignasca – ein erklärter Gegner der Kehrichtsackgebühr –
weitertrage. An der Volksabstimmung sprachen sich 58.2 Prozent der Stimmenden für
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die flächendeckende Einführung der Kehrichtsackgebühr aus, die demnach am 1.
Januar 2018 zur Realität wird. Während Locarno die Gebühr mit 50.5 Prozent Nein-
Stimmen nur knapp ablehnte, fiel die Vorlage mit 64.3 Prozent Nein-Stimmen in Lugano
deutlich durch. Als letzte Bastion ohne Kehrichtsackgebühr verbleibt somit der Kanton
Genf. 25

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im April 2014 lancierte die Tessiner SVP die kantonale Volksinitiative «Prima i nostri».
Sie verlangte, die Grundsätze der Masseneinwanderungsinitiative, die am 9. Februar
2014 in einer eidgenössischen Abstimmung angenommen worden war, in der
kantonalen Verfassung zu verankern. Ihre Hauptforderung war die Schaffung eines
Inländervorrangs auf dem Arbeitsmarkt: Bei der Besetzung von Arbeitsplätzen im
Tessin müssten Arbeitnehmende aus dem Tessin zukünftig vorrangig berücksichtigt
werden, womit gleichzeitig die Einstellung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern
wenn möglich vermieden werden sollte. Zudem zielte die Volksinitiative darauf ab, das
Lohndumping zu reduzieren und zu verhindern, dass Tessiner Arbeitnehmende durch
ausländische ersetzt und deshalb entlassen würden. Zu den Urheberinnen und
Urhebern der Initiative gehörte auch Marco Chiesa (TI, svp) als Mitglied des Grossen
Rats. Die Unterschriftensammlung dauerte vom April bis Juni 2014, anschliessend
reichte das Initiativkomitee 10'991 gültige Unterschriften bei der kantonalen Kanzlei ein;
10'000 waren für das Zustandekommen der Initiative erforderlich. 

Ab Januar 2016 beriet der Tessiner Grosse Rat über das Anliegen und erklärte die
Initiative in einem ersten Schritt als zulässig. Im Juni 2016 debattierte das Parlament
wieder über die Initiative und lehnte sie ab, weil sie als juristisch nicht umsetzbar und
einschneidend erachtet wurde. Um die Initiative umsetzen zu können, wären auch
Änderungen im Bundesrecht nötig. Die Mehrheit des Parlaments nahm hingegen einen
Gegenvorschlag zur Initiative an, der von einem CVP-Vertreter und Mitglied des
Grossen Rates, Fabio Bacchetta-Cattori (TI, cvp), formuliert worden war. Im
Gegenvorschlag wurde ebenfalls der Grundsatz der Bevorzugung von einheimischen
Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt, also der Kern der Initiative, aufgenommen.
Laut Bacchetta-Cattori, zitiert in La Regione, vermeide der Gegenvorschlag aber «eine
unnötige Bürokratisierung der Wirtschaft und korrigierte einige Aspekte bezüglich der
Form der entsprechenden Verfassungsänderung». Der Corriere del Ticino nannte den
Gegenvorschlag «wirksamer, prägnanter und zeitgemässer als der von der Initiative
vorgeschlagene Weg». In der Folge nahm der Grosse Rat den Gegenvorschlag mit 34 zu
26 Stimmen an, wobei die befürwortenden Stimmen von Mitgliedern der FDP, der CVP
und der SP stammten.

Am 25. September 2016 stimmte die Tessiner Bevölkerung über die kantonale
Volksinitiative sowie über den Gegenvorschlag ab. Die Stimmbeteiligung lag bei 44.9
Prozent. Mit 58 Prozent Ja-Stimmen sprach sich die Tessiner Bevölkerung für
Annahme der Initiative aus, während der Gegenvorschlag nur von 37 Prozent der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger befürwortet wurde. In der Stichfrage entschieden
sich 52 Prozent der Tessinerinnen und Tessiner für die Initiative. 

Auch die NZZ berichtete, dass ein «Harmonisierungsproblem der entsprechenden
Anpassungen in der Katonsverfassung mit dem übergeordneten Recht» bestehe.
Bundesratssprecher Simonazzi betonte, dass es in der Kompetenz von Bundesrat und
Parlament liege zu entscheiden, ob die kantonale Initiative mit dem Bundesrecht
vereinbar sei. Im August respektive Ende 2017 befürworteten der Bundesrat und das
Parlament die Gewährung der Verfassungsänderung, weil die neuen kantonalen
Bestimmungen nur Ziele vorgeben würden und der Kanton Tessin nur einen geringen
Handlungsspielraum bei der Umsetzung der Initiative hätte. Im August 2019 reichte die
Tessiner Kantonsregierung schliesslich eine Standesinitiative mit der Forderung ein,
den Artikel 336 des OR so zu ändern, damit Kündigungen im Zusammenhang mit
Lohndumping als missbräuchliche Kündigungen gelten. Dies sollte es dem Kanton Tessin
erlauben, die Initiative schliesslich umzusetzen. National- und Ständerat gaben der
Standesinitiative in den Jahren 2021 und 2022 jedoch keine Folge. 26
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im November startete im Kanton Tessin ein Pilotversuch mit einer elektronischen
Patientenkarte. Rund 2500 Freiwillige aus der Region Lugano erhalten die Gelegenheit,
die Karte während anderthalb Jahren zu testen. Jeder Karteninhaber entscheidet
selbst, welche Informationen auf dem Mikrochip gespeichert werden. Vorgesehen sind
administrative Daten, Gesundheitsinformationen für den Notfall sowie Details der
Krankengeschichte (Diagnosen, Röntgenaufnahmen, Labordaten etc.). Damit sollen
doppelte und allenfalls sogar widersprüchliche Behandlungen und die damit
verbundenen Kosten und gesundheitlichen Beeinträchtigungen vermieden werden. Die
Krankenkassen erhalten keinen Einblick in die gespeicherten Daten. (Für die Einführung
einer gesamtschweizerischen primär administrativen Versichertenkarte siehe hier; für
eine zu einem ähnlichen Thema eingereichte Motion Noser (fdp, ZH), die bekämpft und
deswegen noch nicht behandelt wurde, siehe hier) 27

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.11.2004
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Als erster Kanton beteiligte sich der Kanton Tessin  an einer vom BAG initiierten
gesamtschweizerischen Erfassung der Methadon-Therapien und forderte die auf
seinem Territorium praktizierenden Ärztinnen und Ärzte auf, die Daten über ihre
Methadon-Patienten den Behörden abzuliefern. Im BAG wurde geschätzt, dass von den
rund 30'000 Drogenabhängigen der Schweiz ungefähr 10'000 in einer Methadon-
Therapie stehen. Der Bund will die Beobachtungen über die Ersatzdroge Methadon nun
aus der ganzen Schweiz zusammentragen, damit sich die Ärztinnen und Ärzte besser
mit dem Medikament vertraut machen können. Zudem soll damit statistisches Material
gesammelt werden, um künftige politische Entscheide zu unterstützen. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.08.1993
MARIANNE BENTELI

Nach dem Vorbild der Kantone Thurgau und Graubünden unterstellte der Grosse Rat
des Kantons Tessin den Hanfanbau einer Meldepflicht. Das Landwirtschaftsamt soll die
Plantagen, die vor allem in der Magadino-Ebene angesiedelt sind, kontrollieren und
Bauern anzeigen können, wenn der THC-Gehalt der Pflanzen über den gesetzlich
erlaubten 0,3% liegt. Als erster Kanton in der Schweiz reglementierte das Tessin aber
auch den Cannabis-Verkauf, der in erster Linie in Grenznähe zwischen Mendrisio und
Chiasso floriert. Künftig braucht es für den Verkauf von Hanfprodukten eine kantonale
Bewilligung. Geschäftsinhaber erhalten eine fünfjährige Betriebserlaubnis nur, wenn sie
einen ordentlichen Leumund haben und nicht wegen Drogendelikten verurteilt wurden.
Verboten wird der Verkauf in der Nähe von Schulen, Sportplätzen und Freizeitzentren.
Die Tessiner Behörden hoffen, mit den neuen Bestimmungen den Hanftourismus aus
dem angrenzenden Italien einzudämmen. Obgleich der Export der Ware untersagt und
der Konsum in Italien streng verboten ist, kommen scharenweise Kunden aus Italien, um
sich mit sogenannten Duftkissen einzudecken, deren Inhalt offiziell nicht zum Rauchen
bestimmt ist. 29

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.06.2002
MARIANNE BENTELI

Für die Raucherinnen und Raucher wird die Luft in der Schweiz immer dünner.
Verschiedene Kantone (BE, BL, JU, SG) nahmen parlamentarische Vorstösse an, die ein
generelles Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen
(vorderhand noch mit Ausnahme von Restaurants und Bars) verlangen. Der Kanton
Tessin ging noch einen Schritt weiter. Auf Antrag der Regierung nahm der Grosse Rat
eine Gesetzesänderung an, welche das Rauchen in allen Gastrobetrieben untersagt, also
in Restaurants, Bars, Cafés, Nachtlokalen und Diskotheken, nicht aber in sämtlichen
Hotelzimmern; die Lega dei Ticinesi kündigte umgehend das Referendum an. Ende Juni
gaben die öffentlichen Transportunternehmen bekannt, dass mit dem Fahrplanwechsel
am 11. Dezember alle Raucherabteile in den Zügen der SBB, der BLS und der RhB
aufgehoben werden; das Rauchverbot gilt auch für Schalterhallen, nicht ausreichend
durchlüftete Perrons und für geschlossene Räume auf Schiffen. Ersten Berichten
zufolge wurde das Rauchverbot positiv oder zumindest gelassen aufgenommen. 30

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.02.2005
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Den Raucherinnen und Raucher in der Schweiz weht zusehends ein rauerer Wind
entgegen. Im März stimmten die Stimmberechtigten des Kantons Tessin mit einer
Mehrheit von fast 80% einer Änderung des Gastgewerbegesetzes zu, die ein generelles
Rauchverbot in öffentlich zugänglichen geschlossenen Räumen verfügt, also auch in
allen Gastrobetrieben, es sei denn, diese verfügten über ein abgeschlossenes und
belüftetes so genanntes Fumoir; die Lega hatte gegen die Gesetzesänderung das
Referendum ergriffen. Im November befürwortete auch eine Mehrheit der
Stimmberechtigten des Kantons Solothurn in einer Variantenabstimmung (Rauchverbot
in Räumen, die der Kantonsverwaltung unterstellt sind, vs. generelles Rauchverbot in
allen öffentlich zugänglichen Räumen, also auch in der Gastronomie) mit einer Mehrheit
von rund 60% die schärfere Variante, wobei auch hier abgetrennte Räume für Raucher
weiterhin zugelassen werden. 31

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.11.2006
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Nach Genf und Tessin wird auch der Kanton Waadt für ausgesteuerte Arbeitslose ein
garantiertes Minimaleinkommen einführen. Dieses wird 150 Fr. pro Monat über den
üblichen Sozialhilfeleistungen liegen und an eine Gegenleistung (Weiterbildung,
Arbeiten für die Gemeinschaft) gekoppelt sein. Während die Linke dieses "revenu
minimum de réinsertion" zeitlich unbefristet ausrichten wollte, setzte die bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat eine Beschränkung auf zwei Jahre durch. Der Kanton Wallis
unterstellte nicht nur die Unterstützung der Ausgesteuerten, sondern generell seine
Sozialhilfe unter den Gedanken eines Vertrages zwischen dem Individuum und der
Gesellschaft ("contrat d'insertion sociale"). Die Erbringung gemeinnütziger Leistungen
wird mehr als moralische denn als rechtliche Verpflichtung verstanden und hat auch die
Aufgabe, die Sozialhilfeempfänger aus ihrer Isolation zu führen. Im teilrevidierten
Fürsorgegesetz des Kantons Bern soll ebenfalls die Möglichkeit geschaffen werden, die
Unterstützung in besonderen Fällen an vertraglich vereinbarte Gegenleistungen zu
knüpfen. Die Sozialhilfe bekäme in einem solchen Fall den Charakter eines Soziallohnes
und wäre damit nicht mehr rückerstattungspflichtig. Der Grosse Rat des Kantons Luzern
lehnte es hingegen ab, ein Recht auf Existenzminimum für Ausgesteuerte einzuführen 32

KANTONALE POLITIK
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MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Erste Schritte in diese Richtung unternahmen hingegen die Kantone Genf und Tessin. In
Genf erhalten ausgesteuerte Arbeitslose anstatt Fürsorgeleistungen ein garantiertes
Mindestsozialhilfeeinkommen (RMCAS), wenn sie als Gegenleistung bereit sind,
Arbeiten für die Allgemeinheit zu übernehmen oder sich weiterzubilden. Der Tessin
machte noch einen zusätzlichen Schritt und führte ein generelles Recht auf soziale und
berufliche Wiedereingliederung ein. Jede Person, welche seit mehr als drei Monaten
von der öffentlichen Fürsorge unterstützt wird, kann entscheiden, ob sie weiterhin
Sozialhilfe beziehen möchte, welche bei einer Verbesserung der finanziellen Lage
zurückbezahlt werden muss, oder ob sie mit dem Kanton einen
Wiedereingliederungsvertrag unterzeichnen will, der ihr ein nicht
rückerstattungspflichtiges Mindesteinkommen bringt, allerdings auch hier nur unter der
Bedingung, dass Arbeiten für die Allgemeinheit geleistet oder eine Weiterbildung bzw.
eine Umschulung angegangen werden. 33

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.03.1994
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen
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Familienpolitik

Der Kanton Tessin wies zukunftsweisende Wege für die Unterstützung junger Familien.
Die Regierung legte einen Gesetzesentwurf vor, der über zwei lohn- und
haushaltsabhängige Zulagen allen Familien mit Kindern ein staatlich garantiertes
Mindesteinkommen sichern will. Die beiden neuen Zulagen orientieren sich an den
AHV-Ergänzungsleistungen, die ein minimales verfügbares Einkommen nach Abzug von
Miete und Sozialversicherungen festlegen. Die Leistungen verstehen sich als ein jedem
Kind bis zum Erreichen des 15. Altersjahrs zustehendes Mindesteinkommen, mit
welchem minderbemittelten Eltern und vor allem alleinerziehenden Frauen die
Inanspruchnahme von Fürsorgeleistungen erspart werden soll. 34

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.03.1994
MARIANNE BENTELI

Der Kanton Tessin führte ein neues Familienzulagengesetz ein, das bedürftigen Familien
mit Kindern unter drei Jahren existenzsichernde Familienzulagen garantiert. Der
Grundgedanke hinter dem neuen Gesetz, das ab Juli 1997 in eine vierjährige
Versuchsphase tritt, ist, dass die Geburt eines Kindes nicht Grund für Armut sein darf.
Das neue System zeichnet sich durch zwei Elemente aus: Einerseits erhalten
einkommensschwache Familien gezielte und massgeschneiderte Hilfe, andererseits
entstehen durch ausgeklügelte finanztechnische Umlagerungen (Einsparungen bei der
Sozialhilfe, verminderter Teuerungsausgleich auf den generellen Kinderzulagen) keine
Mehrkosten für den Staat, und auch die Arbeitgeber werden nicht zusätzlich zur Kasse
gebeten. 35

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.07.1996
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Im Kanton Tessin gab die von Kreisen der katholischen Bewegung „Communione e
Liberazione“ lancierte Volksinitiative „für eine tatsächliche Freiheit in der Schulwahl“
Anlass zu heftigen Diskussionen. Als zentraler Punkt forderte die Initiative staatliche
Beiträge an Privatschulen und plädierte im weiteren für die Abschaffung des staatlichen
Monopols in der öffentlichen Schule sowie für eine Wiederherstellung des durch die
Trennung von Staat und Kirche verlorenen Einflusses des Christentums auf die
Gesellschaft. Nach einer über neunstündigen Debatte hiess das Kantonsparlament
gegen eine starke Ratsminderheit bestehend aus dem grössten Teil der FDP- sowie der
SP-Fraktion das Volksbegehren zuhanden der Volksabstimmung gut und stellte ihm
gleichzeitig einen Gegenvorschlag zur Seite, der den finanziellen Beitrag des Kantons
auf die obligatorische Schulzeit beschränkt. 36

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Kanton Tessin erlitt die heftig und kontrovers debattierte Volksinitiative „für eine
effektive Freiheit in der Wahl der Schule“ mit über 74% Nein-Stimmen eine
vernichtende Niederlage. Das Volksbegehren mit nationaler Signalwirkung hatte
Bildungsgutscheine als Beiträge an Eltern, die ihre Kinder in Privatschulen schicken, in
der Höhe von rund 10 Mio Fr. verlangt. Dass es der Stimmbevölkerung mit der
Verwerfung der Initiative um das Prinzip der Bildungsgutscheine für Privatschulen an
sich – und nicht um die Frage nach der Beitragshöhe – gegangen war, zeigte sich in der
Ablehnung des Gegenvorschlags mit über 72% Nein-Stimmen. Der Gegenvorschlag hatte
tiefere Beiträge und eine Beschränkung der Zahlungen auf die obligatorische Schulzeit
vorgesehen. Bei beiden Vorlagen hätten auch einkommensstarke Eltern von den
Gutscheinen profitiert. Die Initianten bedauerten das Abstimmungsergebnis und
beklagten, die Bevölkerung habe das Begehren als Angriff auf die öffentliche Schule und
als Geschenk an begüterte Eltern missverstanden. 37

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.02.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Hochschulen

Le Grand Conseil tessinois a adopté à la quasi-unanimité la loi nécessaire à la création
d'une université de la Suisse italienne. Celle-ci - qui offrira dès l'automne 1996 une
formation en sciences économiques, en sciences de la communication ainsi qu'en
architecture - a continué à rencontrer du scepticisme, surtout de la part de la CUS et
des hautes écoles. Ces dernières ont exprimé leurs doutes quant à l'utilité d'une telle
université et ont fait part de leurs craintes de voir leurs subventions réduites. La cheffe
du DFI a en revanche exprimé tout son intérêt aux autorités tessinoises. Elle attendra
néanmoins la recommandation de la CUS et du Conseil de la science pour décider si
reconnaître ou non l'université tessinoise et lui accorder en conséquence quelque trois
millions de francs de subventions. 1200 étudiants sont attendus dès la première année
de fonctionnement, dont la moitié devrait suivre leurs études à l'académie
d'architecture de Mendrisio. 38

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au début de l'été, la CUS a recommandé au Conseil fédéral de reconnaître l'Université
de la Suisse italienne (USI) comme institution universitaire. Alors qu'elle avait émis des
doutes précédemment quant à l'utilité et à l'opportunité de l'USI, la CUS a en effet
estimé que la présence d'une structure universitaire dans le canton du Tessin était de
la plus grande importance pour des raisons politiques et culturelles. Signifiant pour
l'USI la possibilité de bénéficier des subventions fédérales, cette reconnaissance ne
devrait pas pour autant signifier accorder au Tessin le statut de canton universitaire:
permettant à ce dernier de participer de plein droit à l'ensemble des organismes de la
CUS, l'octroi de ce statut ne devrait intervenir que par étapes, parallèlement au
développement de la nouvelle haute école en matière de recherche notamment. La CUS
a par ailleurs invité les autorités tessinoises à renforcer les structures d'ensemble de
l'USI - entre autres par la mise en place d'un rectorat responsable de la gestion des
trois facultés - afin non seulement de favoriser la création d'une identité universitaire,
mais aussi afin d'offrir aux instances fédérales et cantonales un seul et unique
interlocuteur. 39

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Vier Jahre nach ihrer Gründung konnte die Università della Svizzera Italiana (USI) ihre
ersten Diplome vergeben. Die Anwesenheit von Bundesrätin Dreifuss am Abschluss des
ersten Studiengangs der USI unterstrich die eben erfolgte Anerkennung des Tessins als
Hochschulkanton. Die Schweizerische Hochschulkonferenz (SHK) hatte die
Bedingungen für eine volle Anerkennung als erfüllt betrachtet und das
Anerkennungsgesuch des Kantons unterstützt. Der Bundesrat genehmigte im November
ein Abkommen zur gleichwertigen Anerkennung von im Tessin und in Italien
absolvierten Studienabschlüssen. Damit wurde die Studienmobilität zwischen der
Schweiz und all ihren Nachbarländern verwirklicht. Um dem bereits in der Erklärung von
Bologna (Juli 1999) geäusserten Willen zur Schaffung eines europäischen
Hochschulraums nachkommen zu können, hatte zuerst die gegenseitige Anerkennung
der Studienabschlüsse durch bilaterale zwischenstaatliche Abkommen gesichert
werden müssen. Mit Schaffung der USI und der Fachhochschule der italienischen
Schweiz komme laut Bundesrat den kulturellen und wissenschaftlichen Beziehungen
zwischen der Schweiz und Italien ein neuer Stellenwert zu. Die USI erfülle als einzige
italienischsprachige Universität der Schweiz eine Brückenfunktion zwischen den beiden
Staaten. 40

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Gegen Ende des Berichtsjahres kam es zu heftigen Protesten gegen die von der Tessiner
Universität beschlossene schrittweise Schliessung des Alpeninstituts (Istituto di Storia
delle Alpi). Die Universitätsleitung hatte den Entscheid in einem knappen Communiqué
mit der unzureichenden Integration des Instituts in die Bildungsarbeit der Fakultäten
sowie mit der ganz allgemeinen kritischen Reflexion der Präsenz humanistischer
Wissenschaften an der jungen Tessiner Hochschule begründet. Die schrittweise
Schliessung werde die Beendigung der angelaufenen Projekte bis Ende 2005
gewährleisten. Freunde des Instituts – das es verstanden hatte, in wenigen Jahren eine
respektable Forschungs- und Kongresstätigkeit auf die Beine zu stellen sowie
beachtliche Finanzierungsquellen anzuzapfen – starteten umgehend eine
Unterschriftenkampagne. Die Kontroverse brach just zu jenem Zeitpunkt aus, zu
welchem sich die Tessiner Universität nach einer turbulenten Anlaufphase hätte
konsolidieren sollen. 41

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Kanton Tessin tut sich offenbar schwer mit seiner Alternativkultur. Seit eine
Gruppe Jugendlicher im Oktober 1996 im Luganeser Vorort Viganello eine leerstehende
Industriemühle besetzt und in ein selbstverwaltetes Gemeinschaftszentrum
umgewandelt hatte, bemühten sich Gemeinde und Kanton mit den Betroffenen -
Besetzer und Anwohner - eine tragfähige Lösung zu finden. Allerdings vergeblich, denn
nach einer Eskalation der Bürgerproteste ging die Liegenschaft Mitte Juni in Flammen
auf. Grund war eindeutig Brandstiftung. Der Versuch, die Autonomen in einem dem
Kanton in Canobbia gehörenden Grotto anzusiedeln, scheiterte ebenfalls. 42

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Tessin wurde eine neue Runde im Kruzifix-Streit eingeläutet. Nachdem das
Bundesgericht 1990 entschieden hatte, ein derart symbolträchtiger Wandschmuck
verstosse in Schulstuben gegen Art. 27 Abs. 3 BV, welcher einen konfessionell neutralen
Unterricht in den öffentlichen Schulen garantiert, geriet nun der kantonale
Parlamentssaal in Bellinzona ins Visier der Freidenker. In einer 1989 eingereichten
Petition kritisierten sie, es sei unziemlich, dass das Parlament seine Funktion im
Zeichen religiöser Symbole wahrnehme. Das Tessiner Kantonsparlament lehnte die
Petition mit 51 zu 15 Stimmen bei drei Enthaltungen klar ab und sprach sich damit
deutlich für die Beibehaltung des religiösen Wandschmuckes aus. 43

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.05.1993
MARIANNE BENTELI

Im Mai des Berichtsjahr reichte das überparteiliche Komitee „Guastafeste“
(Spielverderber) rund um den streithaften Journalisten Giorgio Ghiringhelli im Kanton
Tessin eine Volksinitiative ein, die ein Verhüllungsverbot im öffentlichen Raum
verlangt. Damit wird die Stimmbevölkerung des Kantons Tessin als erster Schweizer
Souverän zu einem Verhüllungsverbot Stellung nehmen. 44

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.05.2011
SUZANNE SCHÄR

Film

Der Tessiner Grosse Rat stimmte einem Kredit zu, der es der Kantonsregierung
erlaubt, das Filmfestival von Locarno in den nächsten fünf Jahren mit total CHF 13 Mio.
zu unterstützen. Dieser Betrag, der die bisherigen ad hoc-Subventionen ersetzt, soll es
den Organisatoren ermöglichen, das Festival auf eine finanziell gesunde Basis zu stellen,
ohne Abstriche im künstlerischen Bereich zu machen und damit seine Stellung zu
gefährden. Die kulturelle Ausstrahlung und das touristische Gewicht des Filmfestivals,
die dem Ansehen und der Wirtschaft des Kantons zugute kommen, dienten als
Rechtfertigung für diese Finanzspritze. Zum Bundesbeitrag an das Festival siehe die
Antwort des Bundesrats auf eine Frage Fehr (sp, ZH) (01.5072). 45

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.06.2001
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Eine Aufwertung erfuhr das Italienische auch durch den Entscheid von Urner Regierung
und Parlament, die Sprache des Nachbarkantons Tessin anstelle des Französischen als
erste Fremdsprache in der Primarschule einzuführen. Spätestens zu Beginn des
Schuljahres 1994/95 werden im Kanton Uri die Schülerinnen und Schüler der 5. Klasse
erstmals in der dritten Landessprache unterrichtet werden. Die notwendige Ausbildung
der Lehrkräfte und die Erstellung der Lehrmittel wird den Gotthardkanton mindestens
CHF 1.5 Mio. kosten. Bei der Umsetzung seiner Pläne kann Uri allerdings mit der Hilfe
des Tessins rechnen. Der Tessiner Grosse Rat bewilligte diskussionslos einen Kredit von
CHF 500'000, mit welchem die Ausarbeitung von geeigneten Schulbüchern unterstützt
werden soll. Zudem will das Tessiner Erziehungsdepartement bei der Vorbereitung und
Durchführung von Italienischkursen für die Urner Lehrerschaft mit dem Kanton Uri
zusammenarbeiten. 

Der Kanton Graubünden trug sich ebenfalls mit dem Gedanken, Italienisch als erste
Fremdsprache einzuführen. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.09.1990
MARIANNE BENTELI
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Die Zeit sei reif für die Wiederaufnahme der Idee einer Tessiner Hochschule, hatte
Bundesrat Cotti bereits Ende 1990 erklärt. In seiner Botschaft zum Sprachenartikel
nahm der Gesamtbundesrat diesen Gedanken ebenfalls auf. Er stützte sich dabei auf
eine Forderung der Arbeitsgruppe zur Revision des Sprachenartikels, die eine
Universität im Tessin als unabdingbar für die Zukunft der dritten Landessprache
bezeichnet hatte. Kurz vor Jahresende und fünf Jahre nach dem wuchtigen Nein der
Tessiner Stimmberechtigten zum CUSI (Centro universitario della Svizzera italiana)
präsentierte der Tessiner Staatsrat dann seine Vorstellungen einer redimensionierten
Tessiner Universität. Eine Minimallösung — für die Tessiner Behörden ein in jedem Fall
notwendiger Schritt — sieht die Koordinierung der verschiedenen bereits
funktionierenden wissenschaftlichen Aktivitäten des Kantons vor. Für die ehrgeizigere
Variante einer eigenen universitären Struktur wurden zwei Formen zur Diskussion
gestellt: einzelne Institute — Basisausbildung in einem Sektor oder Postgraduate-Kurse
— oder eine eigentliche Universität mit wenigen Fakultäten. Als Zeithorizont zu deren
Realisierung wurde 1996 genannt. 47

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.10.1991
MARIANNE BENTELI

Ende Januar wurden die Pläne der St. Galler Regierung bekannt, im Rahmen der
kantonalen Sparmassnahmen Italienisch angesichts der schwachen Nachfrage als
Schwerpunktfach aus dem gymnasialen Curriculum zu streichen. Die Empörung über
den angekündigten Schritt war sowohl im Kanton St. Gallen als auch im Tessin gross. Die
Gegner der Pläne, die deren Rechtmässigkeit hinterfragten, gelangten mit einer Petition
an den St. Galler Kantonsrat, die Tessiner Regierung an den Bundesrat. Der öffentliche
Druck zeigte Wirkung, das Kantonsparlament stellte sich hinter das Italienische als
gymnasiales Schwerpunktfach. Der Kanton Obwalden hingegen hielt bis Ende des
Berichtsjahrs an seinen Plänen fest, Italienisch an der Kantonsschule als
Schwerpunktfach aufzuheben. Unklar war, ob das Italienische künftig gemäss
Maturitätsanerkennungsreglement (MAR) Grundlagen- und damit Maturitätsfach bleiben
muss, oder ob auch eine Herabstufung zum Freifach gesetzlich möglich wäre. 48

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Gegen die von der kantonalen Regierung vorgeschlagene Subventionskürzung bei den
Zuschüssen zu den Krankenkassenprämien – mitgetragen von den beiden Lega
-Regierungsräten – ergriff die Tessiner SP erfolgreich das Referendum. Die Lega selber
beschloss, das Referendum zu unterstützen. Auch hier zeigte sich der Spagat zwischen
Regierung und Opposition, welcher für die erfolgreiche Partei zusehends mühsamer zu
werden scheint (siehe oben). 49

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.03.2014
MARC BÜHLMANN

1) CdT, 24.12.94; SGT, 27.12.94.
2) SoZ, 21.6.15; NZZ, TA, 29.9.15; NF, 19.11.15
3) TG, 23.9.17; CdT, 25.9.17; AZ, 28.9., 5.10.17
4) Interrogazzione 115.18 (Tessin); CdT, 26.10.18; AZ, SGT, 19.1.19
5) CdT, 14.1.93; AT, 22.1.93; JdG, 13.3., 7.6., 29.11.93; Lib., 20.3. und 30.6.93; TA, 20.4. und 27.9.93; Bund, 11.8.93.
6) CdT, 20.5.10; SGT, 23.6.10.
7) NLZ, 9.2.12; CdT, 5.4. und 6.4.12; NLZ, 28.4.12; BaZ, 31.5.12; NF, 20.9.12.
8) NLZ, 28.6.04; 14.10.04.; LT, 21.10.04.; Bund, 13.8.04.; NZZ, 5.2.04.
9) BüZ, 27.1.06; LT, 6.7.06; NZZ, 11.7.06.
10) CdT, 1.10.07; 21.12.07; NZZ, 6.6.07; 18.6.07; NLZ, 18.6.07.; Lib., 20.12.07.
11) SO, So-Bli, 11.1.15; 24H, 27.1.15; NZZ, 17.2.15; Lib, 5.3.15; Lib, 9.3.15; SZ, 28.3.15; Lib, NZZ, 15.6.15; NZZ, 6.7.15; TA, 15.7.15; LZ,
16.7.15; SGT, 17.7.15; Lib, 21.7.15; APZ, 13.8.15; BLZ, 21.9.15; CdT, 19.10.15; LZ, 20.10.15; NZZ, 23.10.15; CdT, 31.10.15; LT, 11.11.15;
SGL, 27.11.15; Exp, 1.12.15; SZ, 9.12.15; Lib, 19.12.15; BaZ, 28.12.15; BZ, Bund, 29.12.15
12) Fusion de communes Tessin 2017; Plan cantonal "Piano cantonale delle aggregazioni"; SGT, 17.7.15; CdT, 9.10.15; NZZ,
15.10.15; CdT, 19.10.15; NZZ, 23.10.15; TG, 23.3.16; CdT, 16.4.16; BZ, 12.7.16
13) Fusion de communes Tessin 2017; LZ, 14.12.17
14) Presse du 5.4.91; NZZ et Bund, 6.4.91; Ww, 2.5.91; presse du 18.1.91.
15) Lit. Schwaller.
16) Lit. May.
17) Lit. May.
18) Lit. May.
19) Lit. Fischer.
20) Auswertungen der Rechnungen 2010 der Fachgruppe für kantonale Finanzfragen.
21) Presse du 4.9.04.
22) TA, 25.1.16; NZZ, 29.1., 11.2.16; TG, 11.3.16; Blick, 1.4.16; AZ, 9.5.16; SGT, TA, 10.5.16; NZZ, 19.5.16; SGR, 1.7.16; NZZ, 15.7., 4.10.,
11.10.16; AZ, 28.10.16; LT, 21.11.16; SGT, 26.11.16; TA, 28.11.16
23) LT,03.6.2018; LT,10.6.2018; AZ, 18.10.17; LZ, 20.10.17
24) Presse du 16.10, 17.10 et du 12.12.00; NF, 10.11.00.
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25) NZZ, 22.11., 1.12.16; CdT, 3.5.17; AZ, 17.5.17; BU, 20.5.17; CdT, 22.5.17; NZZ, 6.6.17
26) Foglio ufficiale 2014 3549; CdT, 24.6.14; CdT, LaR, 10.6.16; CdT, 28.6.16; Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, 26.9.16
27) NZZ, 30.9.04; TA, 3.11.04; (Noser: AB NR, 2004, S. 1740).
28) Presse vom 12.8.93.
29) BaZ, 25.6.02. 
30) 24h, 22.2.05; SoZ, 24.2.05; BZ, 22.6.05; Presse vom 30.6.; Blick, 19.7.05; NZZ, 8.8.05; Presse vom 13.10. und 6.12.05; NZZ,
19.12.05.
31) Presse vom 13.3.06. ; Presse vom 27.11.06.
32) Cash, 19.1.96., Presse vom 9.7. und 10.7.96; NQ, 6.9. und 19.9.96., NF, 1.2.96; NQ, 1.4.96, Bund und BZ, 3.2. und 18.12.96,
24 Heures, 31.1.96, F. Brutsch, "L'allocation universelle, un bouleversement radical", in DP, Nr. 1240, 11.1.96, S. 4 f.;
"Tecklenburg (1997). Die neuen kantonalen Sozialhilfe-Modelle: Leistungen und Gegenleistungen", in CHSS, Nr. 1, S. 15 ff.
33) Soziale Sicherheit, 1995, Nr. 1, S. 23 ff.; TdG, 5.3.94; NQ, 28.6. und 14.10.94; Lib., 27.10.94., P. Jardini, "Soziale und
berufliche Eingliederung: Wegweisende Neuerungen im Gesetz über die Sozialhilfe des Kantons Tessin", in Soziale
Sicherheit, 1994, Nr. 3, S. 114 ff.
34) SGT, 28.3.94
35) A. Friedmann Wanshe, "Il canton Ticino introduce une nuova legge sugli assegni di famiglia", in Familienfragen, 1996, Nr.
2, S. 39 ff.; NQ, 21.5.und 12.6.96; NZZ, 17.6.96; Bund, 19.7.96.
36) NZZ, 28.12.00.; Presse vom 09.11.00
37) Bund, 10.2.01; LT, 17.2.01; TA, 19.2.01.; Presse vom 12.02.01.
38) NQ, 23.8 et 11.10.95; presse des 4.10 et 5.10.95; Ww, 23.11.95
39) CdT, 1.7.96; JdG, 2.7.96; CdT, JdG et NZZ, 25.6.96
40) NZZ, 16.11.00; LT, 24.11.00.; Presse vom 08.12.00; TA, 20.10.00; CdT, 23.10.00; NZZ, 6.11. und 13.11.00; Bund, 11.12.00. 
41) NZZ, 20.11.03; BaZ, 29.11.03.
42) NZZ, 28.5. und 11.6.97; CdT, 6.6., 12.6. und 25.6.97; AT, 30.12.97
43) Bund, 17.5.93; CdT, 10.4. und 18.5.93. 
44) NZZ, 19.5.11; TA, 20.5.11; MM Staatskanzlei TI, 31.5.11; Ticino Libero (Online-Zeitung), 4.11.11.
45) AB NR, 2001, S. 760; Presse vom 7.6.01
46) LNN, 4.5. und 27.9.90; CdT, 20.9. und 4.10.90; Bund, 23.9.90; TA, 8.11.90; Vat, 23.11.90.
47) BBl, 1991, S. 322 f.; BZ, 29.10.90; Bund, 21.12.91.
48) CdT, 19.1., 29.1., 1.2., 2.2., 4.2., 8.2., 11.2., 16.2., 18.10., 2.11., 18.11. und 24.11.11; NZZ, 4.2., 26.10. und 20.12.11; SoS, 15.2.11;
NLZ, 23.11.11.
49) BaZ, 10.3.14; CdT, 17.4.14
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